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Siehe auch:

Biotope: Aktionsschwerpunkte;

Ökologische Vernetzung und 
Wildtierkorridore;

Materialabbau;

Bodenverbesserungen;

Kantonales Strassennetz;

Verbauung, Renaturierung der 
Fliessgewässer und 
Abflussbewirtschaftung;

Wald

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Büro für Naturschutz

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
LwA, AfU, WaldA, LIG, ABA, 
TBA, MelA, SGeW, BRPA

Andere Kantone:
BE, VD, NE

Bund:
BUWAL, BLW

1. PROBLEMSTELLUNG

Die ökologischen Ausgleichsmassnahmen betreffen eine ständig 
wachsende Zahl von kantonalen Stellen und Privatpersonen. Dabei 
wird der Begriff ökologischer Ausgleich in drei verschiedenen 
Gesetzesgrundlagen verwendet, die jeweils andere Massnahmen 
implizieren:
· Das Bundesgesetz über Natur- und Heimatschutz (NHG) 

sieht Massnahmen vor, um Naturelemente, vor allem Hecken, 
Feldgehölze und Ufergehölze, in Regionen, wo intensive Boden-
nutzung sie zum Verschwinden brachte, wiederherzustellen. 
Diese Naturelemente sind örtlich genau bestimmt und müssen 
mittel- oder langfristig erhalten werden.

· Im Rahmen der Anwendung der Verordnung über die 
Direktzahlungen (DZV) haben die Landwirte 7% der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche ihres Betriebs als ökologische 
Ausgleichsflächen auszuweisen, um die Kriterien des öko-
logischen Leistungsnachweises (ÖLN) zu erfüllen. Für diese 
Leistungen gewährt der Bund den Bewirtschaftern Ökobeiträge. 
Die Landwirte sind frei in der Wahl der betroffenen Flächen, 
deren Standort variieren kann. Mit der Verordnung über die 
regionale Förderung der Qualität und der Vernetzung von 
ökologischen Ausgleichsflächen in der Landwirtschaft (Öko-
Qualitätsverordnung, ÖQV) hat der Bund ein zusätzliches 
Instrument zur Förderung qualitativ hochwertiger und vernetzter 
ökologischer Ausgleichsflächen geschaffen.

· Die Bundesverordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPV) sieht in Verbindung mit dem Natur- und Heimatschutz-
gesetz Massnahmen vor, um projektbedingte Schäden zu 
begrenzen. Das NHG spricht in diesem Fall von Wieder-
herstellungs- oder Ersatzmassnahmen. Die Standorte dieser 
Flächen sind genau definiert, und ihr Fortbestand muss gesichert 
sein.

Für alle drei geschilderten Fälle verwendet die Alltagssprache 
den Begriff ökologischer Ausgleich. Die drei Aktionstypen weisen 
jedoch erhebliche Unterschiede auf. Die Suche nach Synergien 
zwischen den verschiedenen Massnahmen eröffnet dennoch inte-
ressante Perspektiven, insbesondere bezüglich der Erschliessung 
neuer Einkunftsquellen für die Landwirtschaft und der Erhaltung 
der hohen Naturwerte des Kantons. Indem darüber hinaus eine 
deutliche Verbindung zwischen den Prioritäten des ökologischen 
Ausgleichs im Sinne der Neuschaffung (NHG), den im Rahmen 
der Umsetzung der Agrarpolitik (DZV und ÖQV) getroffenen 
Massnahmen, und den im Rahmen umfangreicher Projekte vorgese-
henen  Wiederherstellungs- und Ersatzmassnahmen (UVPV) herge-
stellt wird, kann der Kanton die Projektverfasser auf Massnahmen 
hinlenken, die für das allgemeine ökologische Gleichgewicht 
des Kantons einen grösseren Nutzen erbringen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Der Kanton verfolgt in diesem Sachbereich folgende Ziele:
· Festlegung von Massnahmen in der jeweiligen Region, um 

die aus der Sicht des Kantons vorrangigen Naturräume zu 
schaffen.

· Schaffung von Anreizen für die Landwirte, , damit diese  für 
den ÖLN Flächen anmelden, die einen hohen Naturwert 
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besitzen (Hecken, Feldgehölze, extensiv genutzte Wiesen oder 
Hochstamm-Feldobstbäume), welche zum Schutz natürlicher 
Ressourcen (Gewässer- oder Bodenschutz usw.) oder zur 
Vernetzung von Lebensräumen (Tierkorridore, Biotopvernetzung 
usw.) beitragen.

· Erschliessung neuer Einkunftsquellen für die Landwirte durch 
Verträge über den Unterhalt neu geschaffener ökologischer 
Ausgleichsflächen.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Aktionstypen nach Region

Auf der Grundlage der Aktionsschwerpunkte in Sachen Lebens-
räume lassen sich für den ökologischen Ausgleich folgende 
kantonale Prioritäten festlegen:
· In der Broye-Ebene und im Grossen Moos: Projekte für 

die Wiederherstellung von Extensivflächen (Buntbrachen, 
Ackerschonstreifen).

· Im Einzugsgebiet der Haute-Broye: Projekte für die Renaturierung 
von Fliessgewässern.

· Im Freiburger Mittelland: Projekte für die Wiederherstellung 
von Extensivwiesen und Landschaftselementen wie Hecken 
oder Hochstamm-Feldobstbäumen sowie für die Renaturierung 
von Fliessgewässern.

· In den Hügelregionen des Saane- und Sensebezirks: Projekte 
für die Wiederherstellung von Landschaftselementen wie 
Hecken oder Hochstamm-Feldobstbäumen.

· In der Ebene zwischen Bulle und Châtel-St-Denis: Projekte für 
die Wiederherstellung von Landschaftselementen wie Hecken 
oder Hochstamm-Feldobstbäumen sowie für die Renaturierung 
von Fliessgewässern.

Motivierung der Landwirte

· Im Rahmen von Bodenverbesserungsprojekten lassen 
sich die Grundpauschale erhöhen, wenn es sich um 
Bodenverbesserungen handelt, die besondere ökologische 
Massnahmen einschliessen. Diese Zulage dient zur Ermunterung 
von Bauherren und Landwirten, solche Massnahmen zu treffen, 
selbst wenn diese nicht obligatorisch sind.

· Die kantonalen Landwirtschaftsstellen beraten die Landwirte 
über ÖLN-geeignete Flächen und ermutigen sie, sich zu 
Gemeinschaften für Anlage und Unterhalt der ÖLN-Flächen 
zusammenzuschliessen, da sich durch Zusammenlegungen 
solcher Flächen deren Naturwert erhöhen lässt.

Bewirtschaftung und Unterhalt der Wiederherstellungsflächen

· Die Urheber von Flächen, die als Wiederherstellungsmassnahme 
(UVPV) oder als ökologischer Ausgleich (NHG) geschaffen 
wurden, können den Bewirtschafter auswählen, der diese 
Flächen nach ihrer Fertigstellung bearbeitet. Auf jeden Fall muss 
der Fortbestand der Massnahme gewährleistet sein.

· Der Landwirt bleibt der Bewirtschafter der gemäss DZV 
gemeldeten Flächen. Diese sind Teil der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche.

· Der Unterhalt der Ausgleichsflächen im Sinne des NHG oder 
der UVPV hat fachgerecht, d. h. nach den Grundsätzen der 
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Botanik, Biologie usw., und gemäss den für das entsprechende 
Objekt zu erreichenden Zielen zu erfolgen. Bei gleich hoher 
Sachkenntnis ist den Landwirten des betroffenen Sektors der 
Vorzug für die Unterhaltsarbeiten zu geben. Anderenfalls wendet 
sich der Projektverfasser an spezialisierte Auftragnehmer.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Realisierung der ökologischen Ausgleichsmassnahmen in einer 
Weise, dass diese im Einklang mit dem übrigen Landwirtschafts-
betrieb stehen.

· Vermeidung ökologischer Ausgleichsmassnahmen in Gebieten 
mit guten Ackerböden, die deshalb nicht mehr zu landwirts-
chaftlichen Zwecken genutzt werden könnten.

· Berücksichtigung der kantonalen Prioritäten hinsichtlich der 
Handlungsschwerpunkte für die betroffene Region bei jeder 
Wiederherstellung von Naturräumen im Rahmen eines Projektes 
(Strassen, Bodenverbesserungen).

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Legt die kantonalen Aktionsschwerpunkte in Sachen ökologischer 

Ausgleich für jede Region fest.

Das Büro für Naturschutz:
· Informiert die Auftraggeber von Projekten, für die eine UVP 

durchzuführen ist, über die verschiedenen Möglichkeiten 
von Wiederherstellungsmassnahmen, die ihnen zur Auswahl 
stehen.

· Kontrolliert die Rechtmässigkeit der Wiederherstellungs-
massnahmen, die als Ersatz für die durch die Realisierung eines 
Projektes betroffenen Naturräume gewählt wurden.

· Unterrichtet die interessierten Personen über die Realisierung 
ökologischer Ausgleichsflächen im Sinne des NHG.

· Gewährt kantonale Subventionen und überweist die Bundes-
subventionen für ökologische Ausgleichsmassnahmen im Sinne 
des NHG.

Das Amt für Umwelt:
· Koordiniert die Wiederherstellungsmassnahmen, die im 

Anschluss an eine UVP zu ergreifen sind, und organisiert den 
mittel- und langfristigen Weiterbestand der Flächen.

Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Koordinier t die Renaturierungsmassnahmen der Fliess-

gewässer.

Das Amt für Landwirtschaft:
· Gewähr t die Bundesbeit räge für die ökologischen 

Ausgleichsmassnahmen gemäss dem Landwirtschaftsgesetz 
(LwG).

· Informiert den Bund über die angemeldeten ÖLN-Flächen.

· Anerkennt die ÖLN-Gemeinschaften, die ihre Zusammenarbeit 
vertraglich regeln, um die ökologischen Ausgleichsflächen der 
beteiligten Landwirte zusammenlegen zu können.
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· Führt das Inventar der im Rahmen des LwG eingerichteten 
ökologischen Ausgleichsflächen nach.

Das Landwirtschaftliche Institut des Kantons Freiburg:
· Berät die Landwirte bei der Standortwahl der ökologischen 

Ausgleichsflächen gemäss LwG und informiert sie über mögliche 
Synergien mit den Naturschutzmassnahmen.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Verlangt, dass die Wiederherstellungs- oder ökologischen 

Ausgleichsflächen gemäss NHG oder UVPV als Schutzzone 
oder geschütztes Element in die Zonennutzungspläne (ZNP) 
eingetragen werden.

Die Regionen:
· Können in ihrem regionalen Richtplan Gebiete vorsehen, für 

welche die Erarbeitung eines Landschaftsentwicklungskonzepts 
gewünscht wird.

Die Gemeinden:
· Können in ihrem kommunalen Richtplan Gebiete vorsehen, für 

welche die Erarbeitung eines Landschaftsentwicklungskonzepts 
gewünscht wird.

· Stellen die ökologischen Ausgleichsflächen gemäss NHG 
oder UVPV unter Schutz, die bei Abschluss ihrer Ortsplanung 
bereits bestehen.

· Können  z um  Un t e r ha l t  d e r  im  Rahmen  e ine s 
Landschaftsentwicklungskonzeptes eingerichteten Ausgleichs-
flächen beitragen.

Der Bund:
· Stellt über das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft und 

das Bundesamt für Landwirtschaft Beiträge für die ökologischen 
Ausgleichsflächen zur Verfügung.

Die Auftraggeber von Projekten, die Wiederherstellungsmassnahmen 
nötig machen:
· Organisieren den Unterhalt und Fortbestand der Wieder-

herstellungsflächen.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien 

Die Regionen bezeichnen in ihren regionalen Richtpläne die 
Gebiete, für die sie ein Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) 
zu erstellen wünschen.

Wenn ein LEK in Zusammenarbeit mit einem Regionalverband 
erstellt wird, ist der regionale Richtplan abzuändern, um die durch 
das LEK entstandenen neuen Elemente zu integrieren.

Ortsplanung

Die Gemeinden bezeichnen in ihren Landschaftsrichtplänen die 
Gebiete, für die sie ein Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) 
zu erstellen wünschen.
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Wenn ein LEK in Zusammenarbeit mit einem Regionalverband 
oder einer Ortsbehörde erstellt wird, ist der Landschaftsrichtplan 
der betroffenen Gemeinde abzuändern, um die durch das LEK 
entstandenen neuen Elemente zu integrieren.

Die ökologischen Ausgleichsflächen gemäss NHG und die 
Ausgleichsflächen, die als Wiederherstellungsmassnahmen für die 
durch die Realisierung eines Projektes betroffenen Naturräume 
geschaffen wurden, sind in den ZNP einzutragen (Schutzzone 
oder geschütztes Einzelobjekt, evtl. der Grundnutzung überlagerte 
Schutzmassnahme).

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Das Verfahren variiert leicht je nach dem Typ der zu schaffenden 
Ausgleichsfläche:

Ökologischer Ausgleich gemäss NHG

· Die Projektverfasser nehmen frühzeitig Kontakt mit dem Büro 
für Naturschutz auf, um sich über die Ausführungsbedingungen 
des Projektes zu informieren: prioritärer Lebensraum für die 
betroffene Region, Inhalt des Landschaftsentwicklungskonzepts 
usw.

Ökologischer Ausgleich im Rahmen eines UVP-pflichtigen 
Projektes

· Die Projektverfasser nehmen frühzeitig Kontakt mit dem Büro 
für Naturschutz auf, um sich über die prioritären Lebensräume 
für die betroffene Region zu informieren.

· Die Projektverfasser können nach eigenem Gutdünken bestim-
men,  wie die weitere Entwicklung der einmal eingerichteten 
Flächen verfolgt werden soll. Die Schaffung einer technischen 
Begleitgruppe kann sich als notwendig erweisen.

Ökologischer Ausgleich im Sinne des LwG

· Die Bewirtschafter können sich über den Typ der möglichen 
ökologischen Ausgleichsflächen informieren, zum einen mit Hilfe 
der von den landwirtschaftlichen Beratungsstellen veröffentlichten 
Dokumentation, zum anderen beim Landwirtschaftlichen Institut 
des Kantons Freiburg oder beim Amt für Landwirtschaft.

· Parallel dazu kann der Bewirtschafter auch die Einrichtung 
von ökologischen Ausgleichsflächen im Sinne des NHG in 
Betracht ziehen.

· Die Landwirte können zudem ihre ökologischen Ausgleichsflächen 
zusammenlegen, wenn sie zuvor eine Gemeinschaft zur 
Erlangung des ökologischen Leistungsnachweises gegründet 
haben.
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